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Requirements for Integrated Plant Protection in Agriculture
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Zusammenfassung
Unter Bezugnahme auf das Ptlanzenschutzgesetz vom
15. September 1986 werden Mindestanforderungen formu-
liert, die erfüllt sein sollen, wenn ein Betrieb für sich in
Anspruch nimmt, integrierten Pflanzenschutz zu praktizieren.
Dabei steht eine Auflistung von Maßnahmen im Mittelpunkt,
die erforderlich und geeignet sind, um durch Ausnutzung
natürlicher Begrenzungsfaktoren und entsprechende Gestal-
tung des Pflanzenschutzes die Anwendung chemischer Pflan-
zenschutzmittel auf das notwendige Maß zu begrenzen. Die
Mindestanforderungen an den integrierten Pflanzenschutz
sind standortbezogen zu untersetzen und unterliegen Verän-
derungen, die sich vor allem aus den agrarpolitischen Rah-
menbedingungen und der Bereitstellung neuer Lösungen er-
geben.
Abstract
With regard to the Plant Proteetion Aet of 15 September 1986.
minimum requirements are formulated whieh have to be met by an
agrieultural enterprise cIaiming to praetiee integrated plant proteetion.
The emphasis is laid on listing measures whieh are required and
suitable to reduee the use of ehemieal plant proteetion produets to the
extent neeessary by relying on natural Iimiting factors and ehoosing
the respeetive kind of plant proteetion. The minimum requirements
for integrated plant proteetion are to be linked with the respeetive
loeation and are subjeet to ehanges resulting primarily from the basic
eonditions set by agrieultural poliey and the provision of new solu-
tions.
Die Bemühungen, Methoden und Verfahren des integrierten
Pflanzenschutzes zu entwickeln und umzusetzen, gehen bis in
die 50er Jahre zurück. Gleichwohl gibt es aus der Sicht der
Agrarwissenschaft, des Pflanzenschutzes und der landwirt-
schaftlichen Praxis noch keine übereinstimmenden Auffassun-
gen darüber, was im Sinne des integrierten Pflanzenschutzes
als unverzichtbar gelten sollte. Dies wird mit der zunehmend
ganzheitlich werdenden Sicht, die über den Pflanzenschutz
hinausgehend auch die Agrarökosysteme und den Naturhaus-
halt einschließt, als Mangel empfunden.
Ausgehend von einer Anregung aus der Besprechung der
Abteilungsleiter des Bundes und der Länder "Landwirtschaft-
liche Erzeugung" wurden in mehreren Beratungsrunden*) die
im Jahre 1992 erarbeiteten ersten Materialien schrittweise den
*) Besonderer Dank gilt für ihre engagierte Mitwirkung Herrn Dir.
u. Prof. Dr. BARTELs. Herrn LOR Dr. BEER. Herrn Ltd. LD Dr.
RESCHKE sowie den Mitgliedern des Arbeitskreises Integrierter Pflan-
zenschutz der Deutschen Phytomedizinischen Gesellschaft.
sich aus sehr unterschiedlichen Standpunkten ergebenden
Anforderungen angepaßt und im Ergebnis .Mindestanforde-
rungen formuliert, die erfüllt sein sollen, wenn ein Betrieb für
sich in Anspruch nimmt, integrierten Pflanzenschutz zu prakti-
zieren. Dabei wird auf § 2 Abs. 2 des Pflanzenschutzgesetzes
vom 15. September 1986 Bezug genommen, das den integrier-
ten Pflanzenschutz wie folgt definiert: eine Kombination von
Verfahren, bei denen unter vorrangiger Berücksichtigung bio-
logischer, biotechnischer, pflanzenzüchterischer sowie anbau-
und kulturtechnischer Maßnahmen die Anwendung chemi-
scher Pflanzenschutzmittel auf das notwendige Maß
beschränkt wird.
Kernstück ist das Bemühen, den für den integrierten Pflan-
zenschutz sehr wichtigen acker- und pflanzenbauliehen Maß-
nahmen entsprechendes Gewicht zu verleihen und dabei die
Mindestanforderungen überschaubar zu halten und so zu for-
mulieren, daß der Entscheidungsspielraum für den Betriebs-
leiter nicht unzulässig eingeengt wird. Bewußt wurde darauf
verzichtet, alle wünschenswerten oder möglichen Maßnahmen
aufzuführen. Damit setzen sich die nachfolgenden Mindestan-
forderungen auch von anderen Materialien ab, die entweder
als Richtlinien oder Anbauorientierungen für den integrierten
Pflanzenbau einen sehr viel weitergefaßten Anspruch haben
(1), (2), (3) oder sehr detailliert und europaweit kulturpflan-
zenbezogene Angaben zu den Schadorganismen und deren
Abwehr zusammentragen (4).
Die vorgeschlagenen Mindestanforderungen an den inte-
grierten Pflanzenschutz im Ackerbau gehen z. T. über den auf
guter fachlicher Praxis (5) aufbauenden ordnungsgemäßen
Pflanzenschutz und damit auch über die Grundsätze der ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft (6) hinaus. Sie beschreiben das
Minimum der Maßnahmen, die praktikabel und geeignet sind,
um im Sinne des Pflanzenschutzgesetzes durch Ausnutzung
natürlicher Begrenzungsfaktoren und entsprechende Gestal-
tung des Pflanzenschutzes die Anwendung chemischer Pflan-
zenschutzmittel auf das notwendige Maß zu beschränken.
Dabei sind die Grenzen fließend, und es werden auch wesent-
liche Inhalte des ordnungsgemäßen Pflanzenschutzes berührt.
Die Umsetzung des integrierten Pflanzenschutzes kann sich
nur standortbezogen vollziehen. Das beigefügte Material ist
auch aus dieser Sicht nicht vollständig. Es sind regionale
Präzisierungen und Untersetzungen erforderlich, die u. a.
Saat- und Pflanzzeiten, Prognosemethoden und Entschei-
dungshilfen betreffen. Ebenso sind für den Gemüsebau, für
Dauerkulturen, im Zierptlanzenbau etc. eigene Vorstellungen
zu entwickeln. Da die Entwicklung des integrierten Pflanzen-
schutzes sowohl von den agrarpolitischen Rahmenbedingun-
gen als auch von der Bereitstellung neuer praktikabler Lösun-
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Tab. 1. Anforderungen an den integrierten Pflanzenschutz im Ackerbau
Elemente und Grundsätze
Kulturtechnische Maßnahmen
Standortgerechte
Bodennutzungssysteme
Fruchtfolge unter Beachtung
phytosanitärer Aspekte
Schonende, der Kultur und der
phytosanitären Situation ange-
messene Bodenbearbeitung
Resistenzen nutzen
Einhaltung günstiger Saat-
und Pflanzzeiten
Düngung nach Bedarf
Mindestanforderungen
Den Standort so nutzen, daß er den Ansprüchen der Fruchtarten an Bodengüte und Klima genügt, um den
Pflanzen optimale Wachstumsbedingungen zu ermöglichen und dadurch das Befallsrisiko niedrig zu halten.
Den Anteil der Fruchtarten in den Fruchtfolgen der Betriebe so gestalten, daß keine phytosanitären
Belastungen entstehen, die zusätzliche Bekämpfungsmaßnahmen erfordern. Dabei die in Anlage 1 aufge-
führten maximalen Anbaukonzentrationen nicht überschreiten. Die Fruchtfolge durch den Anbau geeigne-
ter Zwischenfrüchte auflockern. Brache begrünen und in die Fruchtfolge eingliedern.
Die Bodenbearbeitung so gestalten, daß auf längere Sicht der Pflanzenschutzmittelaufwand nicht ansteigt.
In Befallsgebieten keine Sorten verwenden, die in der aktuellen beschreibenden Sortenliste als hochanfällig
(z. B. bei Getreidekrankheiten Noten 7 bis 9) ausgewiesen sind, sofern geeignete weniger anfällige Sorten
zur Verfügung stehen. Im Interesse der Pflanzengesundheit nach Möglichkeit zertifiziertes Saat- und
Pflanzgut verwenden.
Die Saat- und Pflanzzeiten entsprechend regionalen Richtwerten und Hinweisen der Beratung wählen, um
das Auftreten von Schadorganismen gering zu halten.
Die Düngung nach situationsbezogenen Richtwerten vornehmen und ggfls. den Düngungsbedarf über
hinreichend repräsentative Boden- bzw. Blattanalysen ermitteln, um das bei einseitiger oder überhöhter
Versorgung z. B. mit Stickstoff ansteigende Befallsrisiko in Grenzen zu halten.
Kontrolle und Prognose des Schaderregerauftretens
Repräsentative Kontrolle der Für wirtschaftlich wichtige Schadorganismen vor einer Bekämpfungsentscheidung Befallserhebungen
Pflanzenbestände durchführen, soweit dies sinnvoll und praktikabel ist (Ausnahme z. B. Saatgutbehandlung). Zur Objekti-
vierung der Erhebungsdaten die von den Pflanzenschutzdiensten empfohlenen Boniturmethoden an-
wenden.
Nutzung praktikabler Verfahren Die Ergebnisse von Prognoseverfahren über den Pflanzenschutzdienst als Entscheidungshilfen für Abwehr-
der Befalls- und Schadensprognose maßnahmen nutzen.
Dokumentation der
Befallssituation
Die Produktionsdaten sowie das Auftreten von Schadorganismen und ggfls. Nützlingen aufzeichnen und für
spätere Auswertungen aufbewahren.
Nichtchemische Abwehrmallnahmen
Stoppelbearbeitung auf der Stoppelbearbeitung gegen Ausfallgetreide bzw. -raps und vor allem ausdauernde Unkräuter durchführen.
Mähdruschfläche
Einbeziehung von Verfahren
der mechanischen
Unkrautbekämpfung
Anbau von Zwischenfrüchten
Anwendung biologischer
Pflanzenschutzmethoden
Bei entsprechender Verunkrautungssituation in Winterweizen. Sommergetreide, Zuckerrüben, Kartoffeln,
Mais, Sonnenblumen und Lein mechanische Unkrautbekämpfungsmaßnahmen durchführen, sofern die
aktuellen Standortbedingungen (Witterung, Erosionsgefahr) und wirtschaftlichen Gesichtspunkte dies
zulassen. Bei einer nur leicht über der Schadensschwelle liegenden Verunkrautung mechanische Unkraut-
bekämpfung bevorzugt anwenden.
Zwischenfrüchte zur Unkrautunterdrückung und zur Minderung des Befalls durch Schadorganismen (z. B.
Rübennematoden) nutzen und bei Befall in jeder Fruchtfolgerotation mindestens eine Zwischenfrucht
anbauen.
Bei entsprechenden Voraussetzungen bereits wirtschaftlich praktikable Verfahren des biologische Pflan-
zenschutzes nutzen.
Gezielter und sparsamer Einsatz von Ptlanzenschutzmitteln
Konsequente Nutzung des Gemäß regionalen Gegebenheiten Schadens- und Bekämpfungsschwellen sowie andere Entscheidungshil-
Schadensschwellenprinzips fen für Bekämpfungsentscheidungen nutzen. Bei differenziertem Befall nach Möglichkeit Teilflächenbe-
handlung durchführen. Eine prophylaktische Behandlung ist zu unterlassen, wenn gezielte Maßnahmen
möglich sind.
Gezielte Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln
Selektive, nützlingsschonende
Mittel und Verfahren anwenden
Verwendung geeigneter
Ausbringungstechnik
Dokumentation der
Bekämpfungsmaßnahmen
Pflanzenschutzmittel situationsbezogen (unter Berücksichtigung von Infektions-, Befalls- bzw. Unkraut-
druck und Kulturpflanzenbestand) auswählen und dosieren. Durch Wechsel der Wirkstoffgruppen Resi-
stenzentwicklungen vorbeugen.
Den Einsatz breit wirkender Mittel nach Möglichkeit vermeiden und selektive, nützlingsschonende Mittel
bevorzugen.
Zielfläehenangepaßte und abdriftarme Technologien anwenden.
Die Gründe für Bekämpfungsentscheidungen. die durchgeführten Bekämpfungsmaßnahmen und die
Ergebnisse der Erfolgskontrolle aufzeichnen und für spätere Auswertungen aufheben.
Ständige Weiterbildung und Inanspruchnahme der amtlichen Beratung
Kenntnisse über den inte- Die Möglichkeiten der amtlichen Beratung und der Weiterbildung zum integrierten Pflanzenschutz nutzen.
grierten Pflanzenschutz erwerben
Anlage 1: maximal zulässige Anbaukonzentrationen
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Anlage 1. Maximale Anbaukonzentrationen für einzelne Feldfruchtarten bzw. -gruppen (%-Anteile an der Ackerfläche. auf der eine
einheitliche Fruchtfolge eingehalten wird), in Anlehnung an BAEUMER (7)
Feldfrucht
Kartoffel
Beta-Rübe
Körnerraps
Beta-Rübe und alle Kruziferen
Körnererbsen
Ackerbohne
Körnerleguminosen insgesamt
Luzerne
Rotklee
Kleegras
mehrjähriges Feldgras
Sonnenblume
Lein
Winterweizen
Wintergerste
Roggen, Triticale
Wintergetreide insgesamt
Sommergerste
Hafer
Sommergetreide insgesamt
Getreide insgesamt
Körnermais
Silomais
Standortbedingungen Bemerkungen
günstig ungünstig
33 25 unter Einbeziehung nematodenresistenter Sorten
33 25
33 25
33 25
20 17 }25 20 in Folgen ohne Futterleguminosen25 20
25 17 }17 17 bei zwei Hauptnutzungsjahren33 33
100 100 nur auf die Grasjahre einer Feldwirtschaft bezogen
20 17
14 12
40 33
40 33
50 33
75 67 in Folgen ohne Hafer oder Sommergerste
50 33
33 33
50 50 in Folgen ohne Wintergetreide
75 75
50 33 } in Folgen ohne mehrjährigen Feldgrasbau40 25
gen abhängig ist, unterliegen auch die Mindestanforderungen
entsprechenden Veränderungen.
Das Material ist als Beitrag zur Diskussion um den Inhalt
des integrierten Pflanzenschutzes und nicht als Basis für eine
Rechtsverordnung gedacht.
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Europa 93 - Rechtliche Folgen für Natur- und
Umweltschutz, Tagung in Bonn-Röttgen am 14. Juni 1993
Die vom AK Internationaler Umweltschutz des Bundes für Umwelt-
und Naturschutz Deutschland (BUND) organisierte Tagung erfreute
sich einer regen Teilnahme von Interessenten u. a. aus Regierungs-
präsidien , Umweltämtern und BUND.
In der Einführung referierte D1'. M. SEYPPEL zum 5. Umwelt-
Aktionsprogramm der EG, das im Gegensatz zu den vorherigen
Programmen integrative Ansätze stärker berücksichtigt. Kernpunkt
des Programms ist eine "umweltgerechte und dauerhafte Entwick-
lung". Neu ist eine Richtlinie zur Einführung eines Europäischen
Umweltzeichens ("Europäiseher Blauer Engel"). Der Einstieg soll mit
einzelnen Produkten im Juli 1993 erfolgen, wobei die Entscheidung
über die Vergabe des Umweltzeichens Angelegenheit der einzelnen
EG-Länder ist.
Herr SCHIFFERS vom Katalyse-Institut Köln gab detaillierte Infor-
mationen über die EG-Strukturfondsprogramme (EFRE, ESF,
EAGFL), wobei vor allem die Auswirkungen auf die neucn Bundes-
länder aufgezeigt wurden. So zählen diese ab 1994 zu den Ziel-l-
Gebieten (den strukturschwächeren der EG) und werden mit beson-
deren Mitteln bedacht. Frau LÜFrNER vom Zentrum für Innovation
und Technik in NRW (ZENIT) zeigte Hilfen auf, sich mit der Vielfalt
an Richtlinien und Förderprogrammen zurechtzufinden. Das Unter-
(3) EL Tm, A., E. F. BOLLER und J. P. GENDRIER, 1993: Integrierte
Produktion - Prinzipien und technische Richtlinien. IOBC/WPRS
Bulletin, Vol. 16 (1).
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(5) RESCHKE, M., H. BÖTGER, O. RIPKE, 1987: "Gute fachliche
Praxis" im Pflanzenschutz. Gesunde Pflanzen 39, S. 497-509.
(6) Zentralausschuß der Deutschen Landwirtschaft (ZDL) "Ord-
nungsgemäße Landwirtschaft"; verabschiedet im Okt. 1987, ergänzt
im Mai 1993.
(7) BAEUMER, K., 1990: Gestaltung der Fruchtfolge. In: R. DIERCKS
und R. HEITEFUSS (Hrsg.): Integrierter Landbau. BLV Verlagsgesell-
schaft mbl-l, München.
nehmen ZENIT informiert seit 1987 über Chancen und Auswirkungen
des europäischen Binnenmarktes und berät u. a. kleine bis mittlere
Unternehmen aller Branchen, Kommunen, Universitäten und For-
schungsinstitute über relevante EG-Förderprogramme, anstehende
Ausschreibungsfristen und Bedingungen zur möglichst erfolgreichen
AntragsteIlung. Seit dem 1. 1. 1993 ist ZENIT eine von vier deutschen
Stellen, die von der EG den Zuschlag als sog. RELAIS-CENTRE
erhalten haben. Weitere Stellen befinden sich in Stuttgart, Berlin und
Leipzig. Es handelt sich um eine Initiative der EG-Kommission, die
Nutzung ihrer EG-Forsehungs- und Entwicklungsprogramme effizien-
ter zu gestalten. Im Rahmen des VALUE-Programms wurden EG-
weit 27 spezielle .Schaltstcllcn'' ausgeschrieben, die Informationen
über Programme und die erzielten Ergebnisse nicht nur schnell
beschaffen, sondern auch aufbereiten und bewerten können. Da
ZENIT auch vom Land NRW mitfinanziert wird, können Interessen-
ten aus NRW das Unternehmen für maximal einen Tag kostenfrei in
Anspruch nehmen; jeder weitere Arbeitstag kostet ca. 1600 DM.
Uber die Entwicklung des Naturschutzes auf europäischer Ebene
referierte Prof. D1'. G. KNEITZ von der Universität Bonn , wobei er auf
die Bedeutung und Umsetzung des CORINE-Programms (Erfassung
des Zustandes der Umwelt), die endlich verabschiedete Habitat-
Richtlinie (92/43 EWG) sowie auf die Neuerungen infolge der Maa-
strichter Verträge einging.
GERLlNDE NACHTIGALL und M. WELLlNG (Darmstadt)
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